
Bekanntmachung 
des Landratsamtes Nordsachsen 

zum Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Az.: 413/Schi/106.11-8.12.3.1 /DZ-0573/16-5 

Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBL I S. 540), zuletzt geändert 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 Nr. 151), wird Folgendes 
bekannt gemacht: 

Die TSR Recycling GmbH & Co. KG, Brunnenstraße 138 in 44536 Lünen beantragte 
die Genehmigung nach § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BlmSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt 
durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) 
geändert worden ist, die wesentliche Änderung der Anlage zur zeitweiligen 
Lagerung von Eisen- oder Nichteisenschrotten durch Errichtung und Betrieb einer 
Anlage zur zeitweiligen Lagerung und Behandlung von gefährlichen Abfällen 
(Erstbehandlungsanlage) am Standort 04519 Rackwitz, Am Wasserwerk 7, 
Gemarkung Rackwitz, Flur 1, Flurstücke 3/64, 3/67, 3/69. 

Diese Anlage ist der Nummer 8.7.1.1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung zuzuordnen. Für das Vorhaben war gemäß § 9 
Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine allgemeine 
Vorprüfung zur Feststellung der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) durchzuführen. 

Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung gibt das 
Landratsamt Nordsachsen ihre Feststellung bekannt. 

Die Vorprüfung des Landratsamtes Nordsachsen hat ergeben, dass eine UVP-Pflicht 
nicht vorliegt, weil das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus­
wirkungen haben kann. 

Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach Anlage 3 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung als wesentlich angesehen: 

Die Auswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der verursachten Zusatzbelastung 
luftgetragener Schadstoffe sind nicht relevant. Die mit dem Betrieb der Anlage 
verbundenen Lärmemissionen führen nicht zu nachteiligen Veränderungen der 
Lärmimmissionen. Durch das Vorhaben sind keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Wasser und Boden zu erwarten. Ebenso 
berührt das Vorhaben keine naturschutzrechtlichen Belange, welche eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern. Im Ergebnis der Vorprüfung war 
festzustellen, dass durch die Gesamtanlage im bestimmungsgemäßen Betrieb keine 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 5 Absatz 3 UVPG die vorgenannte 
Entscheidung des Landratsamtes Nordsachsen nicht selbständig anfechtbar ist. 

Torgau, den 30. Juli 2024 

Landi&tsamt'Nordsachsen 

Dr. Rexroth 
Dezernent 
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